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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesrückerstattungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 260. Sitzung am 12. Juli 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes 

Das Bundesgesetz zur Regelung der rückerstat- 
tungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deut- 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger (Bun- 
desrückerstattungsgesetz — BRüG) vom 19. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 734), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes- 
rückerstattungsgesetzes vom 13. Januar 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 21), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5a 

Sind feststellbare Vermögensgegenstände, die 
verlorengegangen sind, durch das Deutsche 
Reich innerhalb der in Artikel 4 der Ber- 
liner Verfassung von 1950 festgelegten Gren- 
zen, aber außerhalb des Gebietes der jet- 
zigen Westsektoren von Berlin entzogen wor- 
den, so gilt die Entziehung als innerhalb des 
Geltungsbereichs der in § 11 Nr. 1 Buchstabe d 
genannten Rechtsvorschriften zur Rückerstat- 
tung feststellbarer Vermögensgegenstände vor- 
genommen, wenn die Personen, denen die Ver- 
mögensgegenstände entzogen worden sind, 
oder deren Rechtsnachfolger zu irgendeinem 
Zeitpunkt zwischen dem 30. Januar 1933 und 
dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in Gebieten hatten, mit deren 
Regierungen die Bundesrepublik Deutschland am 
(Inkrafttreten der Novelle) diploma- 
tische Beziehungen unterhält. § 45 Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung." 

2. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

«§ 6 a 

In Verfahren über rückerstattungsrechtliche 
Ansprüche (§§ 1, 3) kann ein Anspruch ganz 
oder teilweise durch gerichtliche Entscheidung 
versagt werden, wenn der Berechtigte sich un- 
lauterer Mittel bedient oder vorsätzlich oder 
grob fahrlässig unrichtige oder irreführende 
Angaben über Grund oder Höhe des Anspruchs 
gemacht, veranlaßt oder zugelassen hat." 


3. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

r,§ 7 a 

(1) In Verfahren über rückerstattungsrecht- 
liche Ansprüche (§§ 1, 3) soll von der Vorlage 
eines Erbscheins abgesehen werden, wenn die 
Erbberechtigung auch ohne Vorlage eines Erb- 
scheins nachweisbar ist. 

(2) Verlangt ein Wiedergutmachungsorgan 
die Vorlage eines Erbscheins, so hat das Nach- 
laßgericht auf Antrag des Berechtigten einen 
Erbschein für den Rücke rstattungsanspruch zu 
erteilen. Soweit nach einer der in § 11 Nr. 1 
Buchstaben a, b, und d genannten Rechtsvor- 
schriften zur Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögensgegenstände eine Todesvermutung ein- 
greift oder ein anderer Zeitpunkt des Todes 
festgestellt worden ist, ist diese Vermutung 
oder Feststellung für die Erteilung eines sol- 
chen Erbscheins maßgebend. 

(3) Die Erteilung des Erbscheins für den 
Rückerstattungsanspruch einschließlich des vor- 
ausgegangenen Verfahrens ist gebühren- und 
auslagenfrei. § 107 Abs. 1 Satz 2 der Kosten- 
ordnung bleibt unberührt." 

4. § 11 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. als Altsparergesetz das Gesetz zur Milde- 
rung von Härten der Währungsreform (Alt- 
sparergesetz) in der Fassung vom 1. April 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 169) in Ver- 
bindung mit dem Gesetz zu § 4 Abs. 4 des 
Altsparergesetzes vom 10. Dezember 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 438);". 

5. § 21 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die entzogene RM-Forderung wird so behan- 
delt, als hätte sie dem Berechtigten vom Zeit- 
punkt der Entziehung bis zum Zeitpunkt der 
Umstellung auf Deutsche Mark zugestanden." 

6. § 25 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ein nach Absatz 1 oder Absatz 2 über- 
gegangener Anspruch kann nach diesem Gesetz 
nicht geltend gemacht werden, soweit der An- 
spruch auf einer Barzahlung oder auf einer 
Anweisung zur Zahlung beruht." 

7. § 30 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist ein Entschädigungsverfahren anhän- 
gig, hat das Entschädigungsorgan die Sache auf 
Antrag über das zuständige Zentralanmeldeamt 
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an die zuständige Wiedergutmachungsbehörde 
zu verweisen." 

8. § 30 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Ist über den Anspruch im Entschädigungs- 
Verfahren ganz oder teilweise unanfechtbar 
oder rechtskräftig entschieden worden oder 
eine gütliche Einigung rechtsgültig zustande 
gekommen, wird eine Anmeldung nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 unwirksam, wenn der Anspruch 
nicht innerhalb eines Jahres nach Unanfechtbar- 
keit oder Rechtskraft der Entscheidung oder 
Rechtsgültigkeit der gütlichen Einigung im Rück- 
erstattungsverfahren geltend gemacht wird. 
Diese Frist endet jedoch nicht vor dem . . . . 
(1 Jahr nach Inkrafttreten der Novelle). § 27 
Abs. 4 und § 28 Abs. 4 finden entsprechende 
Anwendung." 

9. Nach § 30 wird folgender § 30 a eingefügt; 

„§ 30 a 

(1) Ist ein Verfahren über rückerstattungs- 
rechtliche Ansprüche (§§ 1, 3) bei einer unzu- 
ständigen Wiedergutmachungsbehörde anhän- 
gig, so ist die Sache auf Antrag des Berechtig- 
ten an die zuständige Wiedergutmachungs- 
behörde oder, falls eine solche nicht besteht, 
an das zuständige Wiedergutmachungsgericht 
1. Instanz zu verweisen. 

(2) Ist ein solches Verfahren bei einem un- 
zuständigen Wiedergutmachungsgericht anhän- 
gig, so ist die Sache auf Antrag des Berechtig- 
ten an die zuständige Wiedergutmachungsbe- 
hörde oder an das zuständige Wiedergutma- 
chungsgericht 1. Instanz zu verweisen." 

10. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ver- 
pflichtet, die rückerstattungsrechtlichen An- 
sprüche (§§ 1, 3) nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften zu erfüllen." 

11. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

(1) Die rückerstattungsrechtlichen Ansprüche 
(§§ Ir 3) werden für den einzelnen Berechtigten 
in einem Bescheid (§ 38) zusammengefaßt und 
nach den folgenden Vprschriften befriedigt. 

(2) Von dem für den einzelnen Berechtigten 
insgesamt im Bescheid (§ 38) festgestellten Be- 
trag werden befriedigt: 

a) Ansprüche bis zur Flöhe von 40 000 
Deutsche Mark und 

b) Ansprüche in Höhe von 50 vom Hun- 
dert des 40 000 Deutsche Mark über- 
steigenden Betrages. 

(3) Von dem für den einzelnen Berechtigten 
insgesamt im Bescheid (§ 38) festgestellten Be- 


trag werden befriedigt; Ansprüche in Höhe von 
weiteren 25 vom Hundert des 40 000 Deutsche 
Mark übersteigenden Betrages 

a) ab 1. Januar 1964 bis zum Höchstbe- 
trag von 80 000 Deutsche Mark; 

b) ab 1. Januar 1965 bis zum Höchstbe- 
trag von 240 000 Deutsche Mark unter 
Anrechnung der nach Buchstabe a ge- 
währten Leistungen, 

c) ab 1. Januar 1966 unter Anrechnung 
der nach Buchstaben a und b gewähr- 
ten Leistungen. 

(4) Der für den einzelnen Berechtigten ins- 
gesamt im Bescheid (§ 38) festgestellte Betrag 
wird ab 1. Januar 1967 unter Anrechnung der 
nach den Absätzen 2 und 3 gewährten Leistun- 
gen befriedigt." 

12. § 33 wird gestrichen. 

13. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34 

(1) Der für den einzelnen Berechtigten ins- 
gesamt im Bescheid (§ 38) festgestellte Betrag 
ist, soweit er am 31. Dezember 1967 noch nicht 
gezahlt ist, ab 1. Januar 1968 zu verzinsen. Die 
Zinsen betragen 1 v. H. für jedes angefangene 
Vierteljahr. 

(2) Die Geltendmachung eines weiteren Ver- 
zugsschadens ist ausgeschlossen." 

14. § 39 Abs. 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 

„7. die Aufteilung des Geldbetrages gemäß 
§ 32,", 

15. § 39 Abs. 1 Nr. 10 erhält folgende Fassung: 

„10. den Hinweis auf die Beschränkung der 
Zahlungsverpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß §§ 31, 32;". 

16. In § 42 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden 
die Worte „Abs. 2 bis 4, Abs. 6 Satz 1" ge- 
strichen. 

17. Nach § 43 wird folgender § 43 a eingefügt: 

„§ 43 a 

(1) Ist ein rückerstattungsrechtlicher An- 
spruch durch rechtskräftige Entscheidung oder 
rechtsgültige gütliche Einigung festgestellt und 
stellt sich nachträglich heraus, daß der Berech- 
tigte sich unlauterer Mittel bedient oder vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder 
irreführende Angaben über Grund oder Höhe 
des Anspruchs gemacht, veranlaßt oder zuge- 
lassen hat, so kann die nach § 38 Abs. 2 zu- 
ständige Oberfinanzdirektion beantragen, den 
rückerstattungsrechtlichen Anspruch unter Auf- 
hebung der Entscheidung oder der gütlichen 
Einigung ganz oder teilweise abzuweisen. 


3 



Drucksache IV/1549 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


(2) Ist bereits ein Bescheid ergangen, so kann 
mit dem Antrag nach Absatz 1 der Antrag ver- 
bunden werden, den Bescheid abzuändern und 
den Berechtigten zur Rückzahlung der bereits 
bewirkten Leistungen zu verurteilen. 

(3) § 42 Abs. 3 bis 5 finden Anwendung." 

18. Nach § 44 wird folgender § 44 a eingefügt: 

.§ 44 a 

(1) Ist ein rückerstattungsrechtlicher An- 
spruch wegen der Entziehung von Hausrat in 
den ehemals besetzten Westgebieten oder we- 
gen der Entziehung von Schmuck- und Edel- 
metallgegenständen in den ehemals besetzten 
oder eingegliederten Gebieten rechtskräftig zu- 
rückgewiesen oder zurückgenommen oder in- 
nerhalb der Frist der §§ 29, 27 nicht angemeldet 
worden, kann ein Antrag auf Härteausgleich 
gestellt werden, wenn nach Ablauf der in §§ 29, 
27 bestimmten Frist oder nach Rechtskraft der 
Entscheidung oder nach der Rücknahme des An- 
trages allgemeine Beweisunterlagen bekannt- 
geworden sind, die eine gütliche Einigung oder 
eine ganz oder teilweise zuerkennende gericht- 
liche Entscheidung ermöglicht hätten. 

(2) Ein Antrag auf Härteausgleich kann nicht 
gestellt werden, wenn der Antragsteller, am 
, . . (Inkrafttreten der Novelle) seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt in Gebieten 
hatte, mit deren Regierungen die Bundesrepublik 
Deutschland zu diesem Zeitpunkt keine diplo- 
matischen Beziehungen unterhält. § 45 Abs. 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(3) Der Antrag muß bis . . . (ein Jahr nach 
Inkrafttreten der Novelle) bei der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung beim Landes- 
finanzamt Berlin eingegangen sein. Die zur 
Entscheidung über den Härteausgleich zustän- 
dige Behörde wird durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung bestimmt. 

(4) Für die Gewährung von Härteleistungen 
wird ein Fonds in Höhe von 400 Millionen 
Deutsche Mark errichtet. 

(5) Härteleistungen können nur natürlichen 
Personen, die im Zeitpunkt der Entziehung 
Eigentümer der entzogenen Vermögensgegen- 
stände waren, oder, falls diese verstorben sind, 
ihren Ehegatten und Kindern gewährt werden. 

(6) Die Gewährung der Härteleistungen er- 
folgt nach Maßgabe von Rechtsverordnungen 
der Bundesregierung. In diesen Rechtsverord- 
nungen kann bestimmt werden, für welche der 
in Absatz 1 genannten Gebiete nachträglich 
allgemeine Beweisunterlagen im Sinne des Ab- 
satzes 1 bekanntgeworden sind. In ihnen ist 
auch die Höhe der Härteleistungen und die 
Zahlungsweise näher zu regeln. Für die Härte- 
leistungen können Höchst- und Pauschalbeträge 
festgesetzt werden. Dabei können für die Ent- 
ziehung von Hausrat höhere Leistungen vor- 


gesehen werden als für die Entziehung von 
Schmuck- und Edelmetallgegenständen; zu die- 
sem Zweck kann der in Absatz 4 genannte 
Betrag in Globalbeträge für die vorgenannten 
beiden Gruppen von Vermögensgegenständen 
aufgeteilt werden. 

(7) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung 
von Härteleistungen besteht nicht." 

Artikeln 

Übergangsvorschriften 

1. a) Soweit einem Berechtigten auf Grund der Än- 

derung in Artikel I Nr. 1 dieses Gesetzes 
erstmalig rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
(§§ 1, 3) zustehen, endet die Antragsfrist 
für diese Ansprüche mit Ablauf des . . . (ein 
Jahr nach Inkrafttreten der Novelle). 

b) § 29 Abs. 1, 3 und 4 sowie § 27 Abs. 4 fin- 
den entsprechende Anwendung. 

2. a) Soweit einem Berechtigten auf Grund der Än- 

derungen in Artikel I Nr. 4 und 5 weiter- 
gehende rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
(§§ li 3) zustehen, als ihm vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes durch rechtskräftige 
Entscheidung oder rechtsgültige gütliche Ei- 
nigung zuerkannt worden sind, ist der Be- 
scheid (§ 38) auf Antrag des Berechtigten 
nach Maßgabe des Artikels I Nr. 4 und 5 
zu ergänzen. 

b) Der Antrag ist innerhalb der in Nummer 1 
Abs. 1 genannten Frist an die Oberfinanz- 
direktion zu richten, die den Bescheid (§ 38) 
erteilt hat. 

3. Soweit ein Berechtigter auf Grund der Änderung 
in Artikel I Nr. 11 eine weitergehende Befrie- 
digung beanspruchen kann, als sie in dem vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Be- 
scheid vorgesehen ist, hat die zuständige Ober- 
finanzdirektion den Bescheid (§ 38) entsprechend 
abzuändern. 

Artike'l III 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Bundesgesetz zur Regelung der rückerstattungs- 
rechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deutschen 
Reichs und gleichgestellter Rechtsträger (Bundes- 
rückerstattungsgesetz — BRüG) vom 19. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 734) ist bisher zweimal geän- 
dert worden. Sowohl das Erste Gesetz zur Änderung 
des Bundesrückerstattungsgesetzes vom 24. März 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 141) wie das Zweite Ge- 
setz zur Änderung des BRüG vom 13. Januar 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 21) haben sich aber auf eine 
Änderung der Vorschriften über die Änmeldung 
(§§ 27 ff.) beschränkt. 

Unter die Regelung des BRüG fallen rd. 600 000 An- 
sprüche, von denen bis zum 31. Dezember 1962 rd. 
350 000 Ansprüche festgestellt und nach Maßgabe 
des BRÜG befriedigt worden sind. Da nach § 32 BRüG 
sämtliche Ansprüche eines Berechtigten in einem Be- 
scheid zusammenzufassen sind, deckt sich die Zahl 
der Bescheide nicht mit der Zahl der festgestellten 
Ansprüche, über die rd. 350 000 festgestellten An- 
sprüche sind rd. 100 000 Bescheide erlassen worden. 
Im Durchschnitt entfallen daher auf einen Bescheid 

3.5 Ansprüche. Es ist damit zu rechnen, daß für die 
noch nicht festgestellten rd. 250 000 Ansprüche noch 
etwa 80 000 Bescheide zu erteilen sind. 

Ausgezahlt sind bis zum 31. Dezember 1962 rd. 

1.6 Mrd. DM. Die Gesamtsumme der unter das BRüG 
fallenden Ansprüche kann auf rd. 3,2 Mrd. DM ge- 
schätzt werden. Auf die nach § 32 Abs. 2 und 3 zu 
leistenden Zahlungen entfallen davon rd. 2,2 Mrd. 
DM. Nach § 32 Abs. 2 BRüG sind alle Ansprüche bis 
20 000 DM voll zu befriedigen. Von den bisher er- 
lassenen Bescheiden entfallen rd. 80 v. H. auf An- 
sprüche, die unter 20 000 DM liegen. Die Ansprüche 
von rd. 80 000 Antragstellern sind daher schon jetzt 
voll befriedigt worden. 

Nach § 32 Abs. 3 erhalten alle Berechtigten 50 ®/o 
des im Bescheid festgesetzten Betrages. Darüber hin- 
aus hat die Bundesregierung am 7. Juni 1961 Richt- 
linien für Vorauszahlungen an Berechtigte, denen 
unter das BRüG fallende Ansprüche zustehen, erlas- 
sen, wonach natürliche Personen, die das 65. Lebens- 
jahr vollendet haben, grundsätzlich die Hälfte des 
noch nicht ausgezahlten Betrages erhalten können. 
Diese Vorauszahlungen sind im Einzelfall auf 
100 000 DM beschränkt. Seit Erlaß dieser Richtlinien 
sind bis zum 31. Dezember 1962 Vorauszahlungen in 
Höhe von rd. 120 Millionen DM erfolgt. 

Bei der Durchführung des BRüG sind bisher wesent- 
liche Schwierigkeiten nicht aufgetreten. Die Wünsche 
der Verfolgtenverbände zielen daher auch nicht auf 
eine grundsätzliche Änderung des Gesetzes ab, 
sondern beziehen sich überwiegend auf zwei Fragen. 
Gewünscht wird von den Verfolgtenverbänden in 
erster Linie eine volle Befriedigung der unter das 


I Gesetz fallenden Ansprüche. Diesem Wunsch trägt 
der vorliegende Entwurf voll Rechnung, indem er in 
Anbetracht des besonderen Charakters dieser An- 
sprüche unter Zurückstellung der Bedenken, die sich 
aus der angespannten Finanzlage des Bundes erge- 
ben, eine volle Zahlung des für den einzelnen Be- 
rechtigten insgesamt im Bescheid festgestellten Be- 
trages vorsieht. 

Gewünscht wird ferner von den Verfolgtenverbän- 
den eine Neueröffnung der Anmeldefristen, wobei 
allerdings auch die Verfolgtenverbände eine gene- 
relle Neueröffnung der Anmeldefristen, die nach 
geltendem Recht nach zweimaliger Verlängerung am 
1. April 1959 abgelaufen sind, nicht verlangen. Der 
Wunsch auf Neueröffnung der Anmeldefristen be- 
zieht sich vielmehr nur auf Fälle, in denen der fest- 
stellbare Vermögensgegenstand außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des BRÜG entzogen worden ist. Nach 
§ 5 BRÜG in Verbindung mit Artikel 27 Abs. 2 der 
Berliner Rückerstattungsanordnung (REAO) sind hier 
rückerstattungsrechtliche Ansprüche nur dann gege- 
ben, wenn der entzogene Gegenstand nach der Ent- 
ziehung nachweislich in das heutige Bundesgebiet 
oder nach Berlin gelangt ist. Zahlreiche Geschädigte 
haben von der Anmeldung solcher Ansprüche abge- 
sehen oder angemeldete Ansprüche zurückgenom- 
men, weil sie geglaubt haben, den Verbringungs- 
nachweis nicht führen zu können. Nach Ablauf der 
Anmeldefrist haben sich aber Unterlagen dafür ge- 
funden, daß bestimmte Gruppen von Gegenständen 
im vollen Umfang oder zu einem bestimmbaren 
Hundertsatz in das heutige Bundesgebiet oder nach 
Berlin verbracht worden sind. 

Eine generelle Neueröffnung der Anmeldefristen für 
Entziehungen außerhalb des Geltungsbereichs des 
BRÜG sieht der Entwurf zwar nicht vor, da hierdurch 
unübersehbare Mehraufwendungen entstehen wür- 
den, die neben einer vollen Befriedigung der recht- 
zeitig angemeldeten Ansprüche nicht übernommen 
werden können. Es erschien aber unbillig, in Fällen, 
in denen eine Verbringung bestimmter Gruppen von 
Gegenständen ganz oder teilweise nachweislich er- 
folgt ist, den Geschädigten, die aus vertretbaren 
Gründen von einer Anmeldung abgesehen haben, 
eine Entschädigung zu versagen. Der Entwurf sieht 
daher vor, für diese Fälle einen Härtefonds in Höhe 
von 400 Millionen DM zu bilden, aus dem für die Ent- 
ziehung von Hausrat in den besetzten Westgebieten 
und für die Entziehung von Schmuck- und Edel- 
metallgegenständen in den besetzten Gebieten 
Härteleistungen gewährt werden können, da gerade 
bei diesen beiden Gruppen von Vermögensgegen- 
ständen eine Verbringung in das Bundesgebiet oder 
nach Berlin zu einem bestimmten Hundertsatz gene- 
rell nachgewiesen werden kann. 

Der finanzielle Gesamtaufwand des BRüG in der 
geltenden Fassung kann auf etwa 2,2 Mrd. DM ge- 
schätzt werden. Auf Grund der vorerwähnten Richt- 
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linien werden sich die Gesamtaufwendungen vor- 
aussichtlich um rd. 350 Millionen DM erhöhen. Der 
Gesamtaufwand nach dem vorliegenden Entwurf 
kann dagegen auf rd. 3,7 Mrd. DM geschätzt wer- 
den, wovon rd. 700 Millionen DM auf die Mehrlei- 
stungen nach § 32, 400 Millionen DM auf den gemäß 
§ 44 a zu bildenden Härtefonds und rd. 50 Millionen 
DM auf die gemäß § 5 a neubegründeten Ansprüche 
für Entziehungen im heutigen Ostsektor von Berlin 
entfallen dürften. Der Mehraufwand gegenüber der 
geltenden Fassung des Gesetzes beläuft sich daher 
auf rd. 1,5 Mrd. DM. 


B. Die Änderungen im Einzelnen 

Zu Artikel I 

Nummer 1 (§ 5 a) 

Nach Artikel 27 Abs. 3 der Berliner Rückerstattungs- 
anordnung (REAO), der durch die Anordnung der 
Berliner Kommandantur vom 15. November 1954 
— BK/0 (54) 15 — in die REAO eingefügt ist, ist das 
Deutsche Reich schadenersatzpflichtig für die Ent- 
ziehung feststellbarer Vermögensgegenstände im 
heutigen Ostsektor von Berlin, wenn der Geschä- 
digte in der Zeit vom 30, Januar 1933 bis 8. Mai 1945 
seinen Wohnsitz oder Sitz im heutigen Bundesge- 
biet oder in den heutigen Westsektoren von Berlin 
hatte. Die Verfolgtenverbände haben angeregt, im 
Hinblick auf § 5 Satz 2 die Wohnsitzvoraussetzungen 
dieser Bestimmung zu streichen oder wenigstens zu 
erweitern. Nach § 5 Satz 2 BRüG in Verbindung mit 
Artikel 27 Abs. 2 REAO ist eine Schadenersatz- 
pflicht des Deutschen Reichs gegeben, wenn die 
außerhalb des Geltungsbereichs des BRüG entzoge- 
nen Gegenstände nach der Entziehung in den heuti- 
gen Ostsektor von Berlin gelangt sind, ohne daß der 
Geschädigte in dem genannten Zeitraum seinen 
Wohnsitz oder Sitz im Bundesgebiet oder in den 
Westsektoren von Berlin gehabt haben muß. Diese 
Regelung findet ihre Rechtfertigung darin, daß die 
Schadenersatzpflicht sonst allein von dem Zufall, ob 
der entzogene Gegenstand nach West- oder Ostber- 
lin gelangt ist, abhängig gewesen wäre und der 
Nachweis, in welchen Teil von Berlin der entzogene 
Gegenstand gelangt ist, im Einzelfall oft nicht zu 
führen gewesen wäre. 

Diese Gesichtspunkte spielen jedoch für die bei der 
Entziehung in Ostberlin belegenen Gegenstände 
keine Rolle. Es erschien daher nicht notwendig, auch 
für diese Fälle eine Sciiadenersatzpflicht ischledit- 
hin, d. h. ohne Bindung an bestimmte Wohnsitzvor- 
aussetzungen zu begründen. 

Gleichwohl erschien es gerechtfertigt, die Wohnsitz- 
voraussetzungen des Artikels 27 Abs. 3 REAO dahin 
zu erweitern, daß auch ein Wohnsitz oder dauernder 
Aufenthalt des Geschädigten oder seiner Rechtsnach- 
folger in der maßgebenden Zeit in Gebieten genügt, 
mit deren Regierungen die Bundesrepublik Deutsch- 
land bei Inkrafttreten der Novelle diplomatische Be- 
ziehungen unterhält. Mit dieser Regelung wird auch 
eine unübersehbare Auswirkung auf die Kriegsfol- 
gengesetzgebung vermieden. 


Die Regelung der Anmeldungen für die Ansprüdie, 
die erstmalig nach dieser Vorschrift geltend gemacht 
werden können, ist in Artikel II Nr. 1 enthalten. 

Nummer 2 (§ 6 a) 

Die neu aufzunehmende Vorschrift steht in engem 
Zusammenhang mit der Erleichterung der Beweis- 
führung, wie sie schon die alliierten Rückerstattungs- 
gesetze geschaffen haben. Unter Berücksichtigung 
des durch die Verfolgungsmaßnahmen geschaffenen 
Beweisnotstandes genügen zum Nachweis des An- 
spruchs im Rückerstattungsverfahren oft eidesstatt- 
liche Versicherungen des Berechtigten, da andere 
Beweismittel, insbesondere Urkunden, meist nicht 
beigebracht werden können. Diese Beweiserleichte- 
rung bedingt andererseits als Vertrauensgrundlage 
eine sorgfältige Beachtung der Wahrheffspflicht, 
deren Verletzung eine Versagung des Anspruchs 
rechtfertigt, der mit unlauteren Mitteln oder unwah- 
ren Angaben durchgesetzt werden sollte. Die Rege- 
lung entspricht in ihren Grundzügen dem § 7 BEG; 
die Versagung des Anspruchs kann jedoch nur durch 
eine gerichtliche Entscheidung, also nicht durch die 
Wiedergutmachungsbehörden, erfolgen. 

Die Aufnahme einer solchen Vorschrift erschien er- 
forderlich, weil sich bei der Durchführung des BRüG 
herausgestellt hat, daß in einigen Fällen die Berech- 
tigten falsche Angaben über Grund und Höhe des 
Anspruchs gemacht haben. Da die Berechtigten in der 
überwiegenden Mehrzahl ihren Wohnsitz im Aus- 
land haben und in der Regel bei Abgabe falscher 
eidesstattlicher Erklärungen eine strafrechtliche Ver- 
folgung nicht zu befürchten haben, schien es erfor- 
derlich, den Berechtigten auf diese Weise die weit- 
reichenden Folgen falscher Angaben vor Augen zu 
führen. Entsprechende Bestimmungen enthalten auch 
§ 31 BWGöD und § 360 LAG. 

Je nach Schwere der Verletzung der Wahrheitspflicht 
soll es im Ermessen des Wiedergutmachungsgerichts 
liegen, den Anspruch ganz oder teilweise zu ver- 
sagen. In Fällen, in denen die Verletzung der Wahr- 
heitspflicht vor Inkrafttreten dieser Vorschrift er- 
folgt ist, wird das Gericht den Antragsteller zunächst 
unter Hinweis auf diese Vorschrift aufzufordern ha- 
ben, seine Angaben zu überprüfen und gegebenen- 
falls zu berichtigen. 

Nummer 3 (§ 7 a) 

Ein sehr erheblicher Anteil der im BRüG- Verfahren 
angemeldeten Ansprüche stellt Erbansprüche nach 
Personen dar, die während der Verfolgungszeit um- 
gekommen sind und deren Todeszeitpunkt nicht 
feststeht. Im Interesse der Beschleunigung der Rüdk- 
erstattungsverfahren sehen die von den alliierten 
Militärregierungen erlassenen Rückerstattungsge- 
setze überwiegend eine allgemeine Todesvermutung 
für derartige Fälle vor. 

Die Wiedergutmachungsbehörden und Wiedergut- 
machungsgerichte verlangen aber in der Regel — 
zumal bei Anwendung ausländischen Erbrechts — 
die Vorlage eines Erbscheins. Die Durchführung des 
Erbscheinverfahrens bedeutet eine erhebliche Ver- 
zögerung, weil nach der bisherigen gesetzlichen Re- 
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gelung die Todes Vermutung nur im Verfahren vor 
den Wiedergutmachungsbehörden und Wiedergut- 
machungsgerichten Anwendung findet, nicht aber 
auf das Verfahren vor den Nachlaßgerichten. Es 
müssen deshalb vor Erteilung des Erbscheins lang- 
wierige Todeserklärungsverfahren geführt werden. 
Aus den genannten Gründen hat sich bereits im Ent- 
schädigungsverfahren die Einfügung des § 181 BEG 
als notwendig erwiesen. Die neu aufzunehmende 
Vorschrift des § 7 a sieht daher eine entsprechende 
Regelung für Verfahren über rückerstattungsrecht- 
liche Ansprüche vor. Sie übernimmt die in den 
alliierten Rückerstattungsgesetzen enthaltene To- 
desvermutung. 

Nummer 4 (§ 11 Nr. 6) 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Altsparer- 
gesetzes vom 4. Februar 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 29) hat den Kreis der altsparfähigen Wertpapiere 
erweitert. Insbesondere kann nach diesem Gesetz 
Altsparerentschädigung für Reichsschatzanweisun- 
gen und Reichsschuldbuchforderungen gewährt wer- 
den. Die Frage, ob das Zweite Anderungsgesetz im 
Rahmen des § 21 BRüG angewandt werden konnte, 
war umstritten. Der Wortlaut der geltenden Fassung 
des § 11 Nr. 6 stand dem entgegen. Trotzdem hat 
die Rechtsprediung überwiegend die Anwendung 
des Zweiten Änderungsgesetzes bejaht. Da von 
vornherein beabsichtigt war, § 11 Nr. 6 entsprechend 
zu ändern, hat das Bundesfinanzministerium die 
Oberfinanzdirektionen angewiesen, Entscheidungen 
solcher Art nicht anzufechten und Vergleiche unter 
Berücksichtigung des Zweiten Änderungsgesetzes zu 
schließen. Die Neufassung des § 11 Nr. 6 dient daher 
nur der Legalisierung des jetzt schon gehandhabten 
Verfahrens. Artikel II Nr. 2 trifft die Regelung für 
diejenigen Fälle, in denen vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes das Zweite Änderungsgesetz nicht berück- 
sichtigt worden ist. 

Nummer 5 (§ 21 Abs. 1 Satz 2) 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Alt- 
sparergesetzes hat § 24 ASpG eine neue Fassung er- 
halten. In Absatz 1 Satz 3 ist die Fiktion aufgestellt, 
daß die entzogene Sparanlage als Altsparanlage 
gilt, es sei denn, daß der Rückerstattungsberechtigte 
die Sparanlage nach dem 31. Dezember 1939 begrün- 
det hat. Nach § 21 Abs. 1 Satz 2 BRüG besteht da- 
gegen nur eine Vermutung, daß die Reichsmarkfor- 
derung vom Zeitpunkt der Entziehung bis zum Zeit- 
punkt der Umwandlung auf Deutsche Mark dem Be- 
rechtigten zugestanden haben würde, wenn sie nicht 
entzogen worden wäre. Es erschien erforderlich, 
diese Vorschrift dem § 24 ASpG anzupassen. § 21 
Abs. 1 Satz 2 stellt daher die Fiktion auf, daß die 
Reichsmarkforderung dem Berechtigten bis zum Zeit- 
punkt der Umstellung auf Deutsche Mark zugestan- 
den hätte. 

Auch hier trifft Artikel II Nr. 2 die Regelung für die- 
jenigen Fälle, in denen vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes das Zweite Änderungsgesetz zum Altsparer- 
gesetz nicht berücksichtigt worden ist. 


Nummer 6 (§ 25 Abs. 3) 

Nach der geltenden Fassung des § 25 Abs. 3 kann 
ein Land einen übergegangenen Anspruch nicht gel- 
tend machen, soweit eine Sonderabgabe im Sinne 
des Bundesentschädigungsgesetzes durch Barzah- 
lung oder auf Grund einer Anweisung zur Zahlung 
entrichtet worden ist. Diese Vorschrift hat nur für 
die Länder der früheren amerikanischen Zone Be- 
deutung, da nur dort rückerstattungsrechtliche An- 
sprüche auf Grund von Barzahlungen oder Anwei- 
sungen zur Zahlung bestehen. Die Länder haben 
die Vorschrift des § 25 Abs. 3 eng ausgelegt und 
den Standpunkt vertreten, daß Transferschäden 
oder Schäden wegen Auferlegung von Geldstrafen, 
Bußen und Kosten nicht Sonderabgaben im Sinne 
des BEG wären und daher § 25 Abs. 3 auf diese 
Ansprüche nicht Anwendung finden könnte. Die 
Rechtsprechung hat überwiegend die Auffassung 
vertreten, daß auf Strafen, Bußen und Kosten die 
Vorschrift des § 25 Abs. 3 entsprechend anzuwen- 
den sei. Auf Grund einer Vereinbarung mit den 
Ländern der früheren amerikanischen Zone wird die 
Vorschrift auch auf Transferschäden, Geldstrafen, 
Bußen und Kosten angewendet. Die Neufassung des 
§ 25 Abs. 3 dient daher der Klarstellung. 

Nummer 7 (§ 30 Abs. 3) 

Die bisherige Regelung des § 30 Abs. 3 und 4 un- 
terschied nicht, ob ein Entschädigungsverfahren 
noch anhängig oder bereits abgeschlossen war. Der 
Entwurf regelt in § 30 Abs. 3 nunmehr das Ver- 
fahren für die Fälle, in denen ein Entschädigungs- 
verfahren noch anhängig ist. Für diese Fälle ist die 
in § 30 Abs. 4 geltender Fassung geregelte Ver- 
weisung des Verfahrens an die zuständige Wieder- 
gutmachungsbehörde beibehalten worden. 

Nummer 8 (§ 30 Abs. 4) 

In Ergänzung zu dem neugefaßten § 30 Abs. 3 
regelt diese neue Vorschrift die Fälle, in denen das 
Entschädigungsverfahren bereits abgeschlossen ist. 
Dabei ist es entgegen dem Wortlaut des § 30 Abs. 3 
geltender Fassung nunmehr unerheblich, ob der 
Anspruch im Entschädigungsverfahren zuerkannt 
oder abgewiesen worden ist. Der Entwurf folgt 
damit der überwiegenden Rechtsprechung, die je- 
doch verlangt hat, daß der Rückerstattungsanspruch 
nur innerhalb einer angemessenen Frist bei den 
Wiedergutmachungsbehörden geltend gemacht wer- 
den könne, andernfalls eine Verwirkung des An- 
sprudis eintreten würde. Zum Zwecke einer mög- 
lichst schnellen Abwicklung der Rückerstattungs- 
verfahren erscheint es erforderlich, hier durch ge- 
setzliche Bestimmung klarzulegen, innerhalb wel- 
cher Frist der Anspruch geltend gemacht werden 
muß. Im Interesse der Beschleunigung ist auch 
statt des umständlichen und zeitraubenden Verfah- 
rens der Abgabe der Sache durch die Entschädi- 
gungsorgane an die Rückerstattungsorgane vorge- 
sehen, daß der Berechtigte den Rückerstattungsan- 
spruch unter Bezugnahme auf die Anmeldung im 
Entschädigungsverfahren unmittelbar im Rückerstat- 
tungsverfahren geltend zu machen hat. 
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Nummer 9 (§ 30 a) 

Nach § 27 Abs. 3 gilt die Anmeldefrist als ge- 
wahrt, wenn der Berechtigte den Anspruch bei 
einem unzuständigen Zentralanmeldeamt angemel- 
det oder durch Klage vor der Restitutionskammer 
eines unzuständigen Landgerichts geltend gemacht 
hat. Mit dieser Vorschrift hat der Gesetzgeber ver- 
meiden wollen, daß ein Berechtigter nur deshalb 
seinen Anspruch nicht verfolgen kann, weil er ihn 
bei einem unzuständigen Zentralanmeldeamt ange- 
meldet hat. Es fehlt aber in den gesetzlichen Vor- 
schriften eine Bestimmung, die einer unzuständi- 
gen Wiedergutmachungsbehörde oder einem unzu- 
ständigen Wiedergutmachungsgericht das Recht 
gibt, die Sache an die zuständige Behörde oder das 
zuständige Gericht zu verweisen. Diese Lücke soll 
der neu in das Gesetz aufzunehmende § 30 a aus- 
füllen. Dabei ist berücksichtigt, daß es in der ehe- 
maligen französischen Zone eine Wiedergutma- 
chungsbehörde nicht gibt, die Verweisung daher an 
die zuständige Restitutionskammer zu erfolgen hat. 

Nummer 10 (§ 31 Abs. 1) 

Nach den Ausführungen in Teil A der Begründung 
übersteigen die Leistungen, die nach § 32 Abs. 2 
und 3 zu erfüllen sind, schon jetzt den Gesamt- 
betrag von 1,5 Mrd. DM, auf den die Zahlungsver- 
pflichtung der Bundesrepublik Deutschland gemäß 
den internationalen Vereinbarungen grundsätzlich 
beschränkt ist. Da der vorliegende Entwurf eine 
nicht unerhebliche Ausweitung der Zahlungsver- 
pflichtung der Bundesrepublik Deutschland über die 
nach geltendem Recht gegebenen Verpflichtungen 
hinaus vorsieht, hat die Zahlungsbeschränkung auf 
den genannten Gesamtbetrag keine Bedeutung 
mehr. 

Nach der geltenden Fassung des § 31 Abs. 1 Satz 2 
sind Leistungen nicht einzubeziehen, die zur Erfül- 
lung der Ansprüche nach § 13 zu bewirken sind. 
Sinn dieser Vorschrift war, daß durch diese 
Leistungen, zu denen sich die Bundesregierung auf 
Grund von Vereinbarungen mit der Conference on 
Jewish Material Claims against Germany im Proto- 
koll Nr. 1 zum Isreal-Abkom.men verpflichtet hat, 
nicht die Befriedigung der übrigen unter das Gesetz 
fallenden Ansprüche geschmälert werden sollte. Da 
aber nunmehr — unabhängig von der Beschränkung 
auf einen Gesamtbetrag — alle Ansprüche nach 
Maßgabe des neugefaßten § 32 voll zu befriedigen 
sind, entfällt der frühere Zweck der gesonderten 
Befriedigung der Ansprüche nach § 13. 

Nummer 11 (§ 32) 

Die Neufassung des § 32 sieht, worauf schon in 
Teil A hingewiesen ist, eine volle Befriedigung der 
unter .das BRüG fallenden Ansprüche vor. Die Vor- 
schrift regelt im einzelnen, in welchen Zeiträumen 
und Teilbeträgen der für den einzelnen Berechtig- 
ten insgesamt im Bescheid festgestellte Betrag zu 
zahlen ist. 

Bei der Fassung des § 32 war zu berücksichtigen, 
daß natürliche Personen, die das 65. Lebensjahr 


vollendet haben, schon jetzt nach den Richtlinien 
der Bundesregierung für Vorauszahlungen an Be- 
rechtigte, denen unter das BRüG fallende An- 
sprüche zustehen, vom 7. Juni 1961 (abgedruckt im 
MinBlFin vom 5. Juli 1961, Nr. 26 S. 640) die Hälfte 
des unter § 32 Abs. 4 fallenden Betrages bis zu 
einem Höchtsbetrag von 100 000 DM erhalten kön- 
nen. Diesem Höchstbetrag entspricht bei einer vol- 
len Befriedigung bis zur Höhe von 40 000 DM der 
Betrag von 80 000 DM. 

Die Reihenfolge der Befriedigung ist wie folgt ge- 
regelt: Zunächst sollen die Ansprüche aller Berech- 
tigten bis zur Höhe von 40 000 DM und Ansprüche 
in Höhe von 50 v. H. des 40 000 DM übersteigenden 
Betrages befriedigt werden. Alsdann sollen alle 
Berechtigten die in den Richtlinien vorgesehenen 
Leistungen erhalten. Im folgenden Befriedigungs- 
zeitraum wird der Höchstbetrag auf 240 000 DM an- 
gehoben. Im nächsten Befriedigungszeitraum soll 
der Höchstbetrag entfallen, so daß alle Berechtigten 
75 vom Hundert des im Bescheid festgestellten und 
40 000 DM übersteigenden Betrages erhalten kön- 
nen. Im letzten Befriedigungszeitraum erhalten 
schließlich alle Berechtigten die ihnen nach dem 
Bescheid zustehenden Restbeträge. 

Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenen 
Bescheide sind gemäß Artikel II Nr. 3 von Amts 
wegen entsprechend abzuändern. 


Nummer 12 (§ 33) 

Die Bestimmung des § 33 ist gegenstandslos gewor- 
den, da schon seit geraumer Zeit die Leistungen 
nach § 32 Abs. 3 geltender Fassung gezahlt werden. 


Nummer 13 (§ 34) 

§ 34 der geltenden Fassung macht eine Verzinsung 
des für den einzelnen Berechtigten insgesamt im Be- 
scheid festgesetzten Betrages davon abhängig, daß 
der Gesamtbetrag von 1,5 Mrd. DM nach voller Be- 
friedigung aller rückerstattungsrechtlichen An- 
sprüche noch nicht erschöpft ist. Nach den Ausfüh- 
rungen in Teil A der Begründung sind schon bis zum 
31. Dezember 1962 rd. 1,6 Mrd. DM gezahlt worden. 
Es steht also heute schon fest, daß ein Restbetrag 
aus dem Gesamtbetrag von 1,5 Mrd. DM nicht ver- 
bleiben kann. Eine Verpflichtung zur Verzinsung 
besteht daher nach geltendem Recht nicht. 

Es kann damit gerechnet werden, daß die Abwick- 
lung der rückerstattungsrechtlichen Geldverbindlich- 
keiten bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1967 
grundsätzlich durchgeführt ist. Andererseits ist 
aber auch zu erwarten, daß einzelne Verfahren nicht 
innerhalb dieses Zeitraums abgeschlossen werden 
können. Es erscheint billig, diesen Berechtigten, 
die erst nach der grundsätzlichen Abwicklung des 
Gesetzes Leistungen erhalten können, eine Verzin- 
sung ihrer Ansprüche ab 1. Januar 1968 zuzugeste- 
hen. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Geltendmachung eines 
weiteren Verzugsschadens ausgeschlossen ist. 
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Nummer 14 (§ 39 Abs. 1 Nr. 7) 

Nummer 15 (§ 39 Abs. 1 Nr. 10) und 

Nummer 16 (§ 42 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz) 

Die Neufassung dieser Vorschriften ist auf Grund 
der Änderung des § 32 notwendig geworden. 

Nummer 17 (§ 43 a) 

Die Vorschrift ergänzt die ebenfalls neu aufzuneh- 
mende Bestimmung des § 6 a für die Fälle, in denen 
die Verletzung der Wahrheitspflicht erst nach 
Rechtskraft der Entscheidung oder Rechtsgültigkeit 
der gütlichen Einigung aufgedeckt wird. Hier war 
bisher die Anfechtung des Vergleichs oder die Wie- 
deraufnahme des Verfahrens — die rechtlich bisher 
nicht eindeutig geklärt ist — mit einem langwieri- 
gen Verfahren verbimden. In der Zwischenzeit 
konnten weitere Rückerstattungsansprüche rechts- 
kräftig zuerkannt werden, die eine Ergänzung des 
Bescheides erforderten. In Anlehnung an § 213 
BEG soll nun eine Möglichkeit geschaffen werden, 
vor der für den Anspruch zuständigen Wiedergut- 
machungs- oder Restitutionskammer das Verfahren 
mit dem Ziele wiederaufzunehmen, den erschliche- 
nen Anspruch abzuweisen. Ist bereits ein Bescheid 
ergangen, soll die Kammer gleichzeitig befugt sein, 
den Bescheid abzuändern und den Berechtigten zur 
Rückzahlung der erschlichenen Leistungen zu ver- 
urteilen. 

Das Verfahren entspricht dem bei der Anfechtung 
eines Bescheides der Oberfinanzdirektion durch den 
Berechtigten (§ 42). 

Nummer 18 (§ 44 a) 

Nach § 5 in Verbindung mit Artikel 27 Abs. 2 
REAO sind rückerstattungsrechtliche Ansprüche ge- 
geben, falls außerhalb des Geltungsbereichs des 
BRüG entzogene Gegenstände nach der Entziehung 
in das heutige Bundesgebiet oder nach Berlin ge- 
langt sind. Nach dem Wortlaut des § 5 obliegt der 
Nachweis der Verbringung dem Antragsteller. 

Die neu aufzunehmende Vorschrift beruht auf der 
Tatsache, daß zum Teil erst nach Inkrafttreten des 
Bundesrückerstattungsgesetzes in der Bundesrepu- 
blik und im Ausland Dokumente aufgefunden wor- 
den sind, aus denen sich engab, daß bestimmte Ar- 
ten von Vermögensgegenständen nach der Entzie- 
hung allgemein oder überwiegend in das heutige 
Bundesgebiet oder nach Berlin gelangt sind. Dies 
gilt z. B. für Hausrat, der im Rahmen der sog. M- 
(Möbel) -Aktion bei Juden in Belgien, Frankreich 
und den Niederlanden entzogen wurde. Hier hat 
sich der Anteil dieses Hausrats, der nachweislich 
in das heutige Bundesgebeit oder nach Berlin ge- 
langt ist, mit rd. 80 v. H. feststellen lassen. 
Gleichwohl war und ist es dem einzelnen Betroffe- 
nen unmöglich, den Nachweis zu führen, daß ge- 
rade die ihm entzogenen Gegenstände in den maß- 
geblichen Bereich gelangt sind. Daher haben zahl- 
reiche' Verfolgte von einer Anmeldung dieser An- 
sprüche abgesehen. Auch die Wiedergutmachungs- 


gerichte haben zunächst solche Ansprüche zurück- 
gewiesen, da der Verbringungsnachweis nicht ge- 
führt werden konnte. Aus diesem Grunde haben 
auch viele Antragsteller — zum Teil nach Auffor- 
derung durch die Gerichte — ihre Ansprüche zu- 
rückgenommen. 

Entsprechendes gilt für Schmuck- und Edelmetall- 
gegenstände, die in den ehemals eingegliederten 
oder besetzten Gebieten entzogep wurden. 

Bei den Beratungen des Bundesrückerstattungs- 
gesetzes war dem Gesetzgeber bewußt, daß der 
Nachweis der Verbringung der entzogenen Gegen- 
stände in den Geltungsbereich in der Praxis schwie- 
rig zu führen sein wird. In der Ergänzung des 
Schriftlichen Berichts des Abgeordneten Dr. Greve 
(Anlage 8 zu BT-Drucksache 3247 der 2. Wahl- 
periode) ist daher auch ausgeführt: „Bei voller An- 
erkennung der Notwendigkeit, einen solchen Nach- 
weis zu führen, ist es aber auch erforderlich, groß- 
zügig zu sein, insbesondere dann, wenn es all- 
gemein bekannt ist, daß die betreffenden entzoge- 
nen Vermögensgegenstände zusammen mit glei- 
chen oder ähnlichen Objekten in den . . . Geltungs- 
bereich transportiert worden sind, ein Beweis aber 
heute nicht mehr möglich ist." 

Nach Bekanntwerden der Unterlagen über die Ver- 
bringung der im Westen entzogenen Möbel und der 
in den ehemals eingegliederten und besetzten Gebie- 
ten entzogenen Schmuck- und Edelmetallsachen hat 
daher der Bundesminister der Finanzen eine Reihe 
von Rahmenvereinbarungen mit den Verfolgtenor- 
ganisationen abgeschlossen, die eine vergleichsweise 
Regelung solcher Ansprüche in Höhe eines Hundert- 
satzes, der dem Anteil der insgesamt in den Gel- 
tungsbereich gelangten Vermögensgegenstände die- 
ser Art entspricht, ermöglicht haben.^ 

Die Vorschrift des § 44 a soll dazu dienen, Härten 
zu beseitigen, die sich aus der Nichtanmeldung der- 
artiger Ansprüche, deren Zurückweisung durch die 
Gerichte oder deren Zurücknahme ergeben haben, 

Absatz 2 beruht auf der Erwägung, daß nach § 45 
schon Rechtsansprüche solcher Berechtigten nicht be- 
friedigt werden, die ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt in Gebieten haben, mit deren Regierun- 
gen die Bundesrepublik Deutschland keine diplo- 
matischen Beziehungen unterhält. Es erschien nicht 
zweckmäßig, im vorliegenden Fall entsprechend § 45 
eine Sistierung der Härteleistungen vorzusehen, da 
hierdurch eine rasche Abwicklung des Härtefonds 
unmöglich gemacht worden wäre. Deshalb sieht die 
Vorschrift vor, daß nur diejenigen Personen eine 
Härteleistung erhalten können, die bei Inkrafttreten 
der Novelle ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt in Gebieten haben, mit deren Regierungen die 
Bundesrepublik Deutschland zu diesem Zeitpunkt 
diplomatische Beziehungen unterhält. 

Absatz 3 sieht eine Ausschlußfrist für die Antrag- 
stellung bei der Sondervermögens- und Bauverwal- 
tung beim Landesfinanzamt Berlin vor, die den 
Bundesminister der Finanzen bisher in Verfahren 
nach § 5 vertritt imd daher über die notwendigen 
Erfahnmgen in der Abwicklung von Ansprüchen 
wegen Entziehimgen außerhalb des Geltungsbereichs 
verfügt. Durch eine der zu erlassenden Rechtsver- 
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Ordnungen der Bundesregierung wird voraus siditlidi 
dieser Behörde auch die Bearbeitung der Härtean- 
träge zugewiesen werden. 

In Absatz 4 ist die Errichtung eines Härtefonds be- 
stimmtr der mit einem Betrag von 400 Millionen DM 
dotiert ist. Dieser Betrag hält sich im Rahmen der 
Vorschläge, die von der Claims Conference zu dieser 
Frage gemacht worden sind. 

Nach Absatz 5 sollen Härteleistungen nur an den 
Geschädigten oder seine nächsten Angehörigen be- 
wirkt werden, da sie nur den unmittelbar von dem 
Schaden selbst Betroffenen zugute kommen sollen. 
Da die Härteleistungen nur für die Entziehung von 
Hausrat und Schmuck gewährt werden sollen, konnte 
die Antragsberechtigung auch auf natürliche Per- 
sonen beschränkt werden, da es sich bei diesen 
Gegenständen um Familienhabe gehandelt hat. 

Die in Absatz 6 vorgesehene Ermächtigung war er- 
forderlich, da sich die Zahl der voraussichtlich ein- 
gehenden Härteanträge bisher auch nicht ungefähr 
übersehen läßt. Erst nach Sichtimg der eingegange- 
nen Anträge kann eine gerechte Verteilung der 
Härteleistungen bestimmt werden, bei der die bis- 
herigen Erfahnmgen bei der Abwicklung von Rück- 
erstattungsansprüchen gleicher Art berücksichtigt 
werden sollen. Durch die vorgesehenen Rechtsver- 
ordnungen sollen auch die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Härteleistungen entsprechend den 
bekanntgewordenen Beweisunterlagen näher be- 
stimmt werden, z. B. eine Abgrenzung nach den 
einzelnen Entziehungsgebieten und den einzelnen 
Entziehungsaktionen. Die Höhe der einzelnen Härte- 
leistungen, abgestellt auf die Art der entzogenen 
Vermögensgegenstände, wird dem Verhältnis zwi- 
schen der Höhe des Härtefonds und der Zeihl und 
Art der eingegangenen Anträge entsprechen müssen. 
Um eine beschleunigte Abwicklung zu ermöglichen, 
sollen für einzelne Gruppen von Vermögensgegen- 
ständen Höchst- und Pauschalbeträge festgesetzt 
werden, wobei die bisher gewonnenen Erfahrungs- 
sätze Berücksichtigung finden können. 


Absatz 7 stellt klar, daß auf die Gewährung eines 
Härteausgleichs kein Rechtsanspruch besteht, da es 
sich nicht um einen rückerstattungsrechtlichen Scha- 
denersatzanspruch gegen das Deutsche Reich, son- 
dern um eine zusätzliche freiwillige Leistung der 
Bundesrepublik aus Billigkeitserwägungen handelt. 


Zu Artikel II 

Die Übergangsvorschriften sind jeweils bei den neu 
eingefügten oder abgeänderten Vorschriften behan- 
delt, auf die sie sich beziehen. 


Zu Artikel III 

Absatz 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Nach Absatz 2 gilt das Gesetz entsprechend § 47 
BRüG nicht im Saarland. Es ist in Aussicht genom- 
men, im unmittelbaren Anschluß an das Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes das Bundesrückerstattungsgesetz 
in der geänderten Fassimg im Saarland einzuführen. 
Die besondere Rechtslage im Saarland in der Zeit 
zwischen dem 8. Mai 1945 und dem 1. Juni 1957 
macht es insbesondere wegen der abweichenden 
Währungsverhältnisse erforderlich, eine Reihe von 
Bestimmungen des Bundesrückerstattungsgesetzes an 
diese Rechtslage anzupassen. 


Zu Artikel IV 

Nach dieser Vorschrift tritt das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. Die neu aufgenomme- 
nen Bestimmungen werden daher nicht rückwirkend 
mit dem Inkrafttreten des BRüG (23. Juli 1957), son- 
dern erst mit Inkrafttreten dieses Änderungsgesetzes 
wirksam. 
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Drucksache IV/ 1549 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel I Nr. 6 (§ 25 Abs. 3) 

Artikel I Nr. 6 ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

Bei dem derzeitigen Stand der Abwicklung der 
Rückerstattung ist weder ein Anlaß noch ein 
Bedürfnis für eine neue Regelung anzuerkennen, 
überdies bestehen gegen die neue Regelung ver- 
fassungsrechtliche Bedenken, da durch diese den 
Ländern Ansprüche, die ihnen bisher zustehen, 
abgesprochen würden. Auch würden durch eine 
solche Regelung gleiche Ansprüche ungleich be- 
handelt; während nämlich die Verfolgten selbst 
die fraglichen Ansprüche geltend machen kön- 
nen, würde den Ländern, falls diese im Entschä- 
digungsverfahren Leistungen erbracht haben und 
deshalb die Ansprüche auf sie übergegangen 
sind, auf Grund der Neufassung des § 25 Abs. 3 
die Geltendmachung der Ansprüche abgeschnit- 
ten. 


2. Zu Artikel I Nr. 15 (§ 39 Abs. 1 Nr. 10) 

Artikel I Nr. 15 ist wie folgt zu fassen: 

„15. In § 39 Abs. 1 wird Nummer 10 gestrichen." 

Begründung 

Die Nr. 10 ist gegenstandslos, weil nach § 32 die 
Ansprüche voll befriedigt werden. 

3. Zu Artikel I Nr. 18 (§ 44 a) 

In § 44 a Abs. 3 Satz 2 sowie Abs. 6 Satz 1 sind 
jeweils nach den Worten „der Bundesregierung" 

. die Worte „ , die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf," einzufügen. 

Begründung 

Die Rechtsverordnungen bedürfen nach Arti- 
kel 80 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundes- 
rates; dies sollte entsprechend der bisherigen 
Praxis ausdrücklich klargestellt werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 25 Abs. 3) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Aus der Vorschrift des § 12 Abs. 2 ist zu entneh- 
men, daß der Bundesgesetzgeber bei der Schaf- 
fung des Gesetzes im Gegensatz zu der Recht- 
sprechung in der früheren amerikanischen Zone 
die Ansicht vertreten hat, daß in einer Barzah- 
lung oder einer Zahlung aufgrund einer An- 
weisung nicht die Entziehung eines feststell- 
baren Vermögensgegenstandes zu erblicken ist 
(vgl. Begründung zu § 7 Abs. 2 — jetzt § 12 
Abs. 2 — BR-Druck:sache 217/56, BT-Drucksache 
2677 der 2. Wahlperiode). Folgerichtig sollte ein 
Land der früheren amerikanischen Zone, auf das 
ein auf einer Barzahlung oder einer Zahlung auf- 
grund einer Anweisung beruhender rückerstat- 
tungsrechtlicher Anspruch übergegangen ist, zum 


Zwecke einer einheitlichen Rechtsanwendung im 
Geltungsbereich des Gesetzes diesen Anspruch 
im Rückerstattungsverfahren nicht geltend 
machen können (vgl. Begründung zu § 17 Abs. 3 
i — jetzt § 25 Abs. 3 — BR-Drucksache 217/56, 
BT-Drucksache 2677 der 2. Wahlperiode). Wenn 
nach dem Wortlaut des § 25 Abs. 3 diese 
Vorschrift nur auf Sonderabgaben im Sinne des 
Bundesentschädigungsgesetzes Anwendung fin- 
det, würde diesem Zweck nicht Rechnung getra- 
gen. Aus rechtssystematischen Gründen bedarf 
es daher der im Regierungsentwurf vorgeschla- 
genen Neufassung des § 25 Abs. 3. 

2. Zu Artikel I Nr. 15 (§ 39 Abs. 1 Nr. 10) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

3. Zu Artikel I Nr. 18 (§ 44 a) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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